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1 7 5 . Verordnung: Neuerliche Änderung der Verordnung über die Festsetzung einer pauschalierten
Aufwandsentschädigung

1 7 6 . Verordnung: Festsetzung der Journaldienstzulagen und der Bereitschaftsentschädigungen für
den Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung

1 7 7 . Verordnung: Mineralölmengen, für die eine Bundesmineralölsteuervergütung geleistet wird

1 7 5 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 12. März 1975, mit der die Ver-
ordnung des Bundesministers für Inneres vom
19. März 1973 über die Festsetzung einer
pauschalierten Aufwandsentschädigung neuer-

lich geändert wird

Auf Grund des § 20 in Verbindung mit § 15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen verordnet:

Artikel I

Der § 2 der Verordnung des Bundesministers
für Inneres vom 19. März 1973, BGBl. Nr. 209,
in der Fassung der Verordnung des Bundes-
ministers für Inneres vom 3. Dezember 1973,
BGBl. Nr. 637, über die Festsetzung einer
pauschalierten Aufwandsentschädigung wird wie
folgt geändert:

„§ 2. Die Aufwandsentschädigung beträgt für
jede Stunde S 7'50. Für Bruchteile einer Stunde
gebührt der verhältnismäßige Teil der Auf-
wandsentschädigung."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1975 in
Kraft.

Rösch

176. Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 12. März 1975 über
die Festsetzung der Journaldienstzulagen und
der Bereitschaftsentschädigungen für den Be-
reich des Bundesministeriums für Landesver-

teidigung

Auf Grund der §§ 17 a und 17 b in Verbin-
dung mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956,

BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 214/1972, sowie auf Grund des § 22
Abs. 1 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948,
BGBl. Nr. 86, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 215/1972, wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Den Beamten und Vertragsbediensteten,
die im Bereich des Bundesministeriums für Lan-
desverteidigung außerhalb der im Dienstplan
vorgeschriebenen Dienststunden zu einem Jour-
naldienst herangezogen werden, gebühren für
die im Journaldienst enthaltene Bereitschaftszeit
und Dienstleistung Journaldienstzulagen nach
Maßgabe der Bestimmungen des § 2.

(2) Den Beamten und Vertragsbediensteten im
Bereich des Bundesministeriums für Landesver-
teidigung, die sich außerhalb der im Dienstplan
vorgeschriebenen Dienststunden

a) in einer Dienststelle oder an einem be-
stimmten anderen Ort aufzuhalten haben,
um bei Bedarf auf der Stelle ihre dienst-
liche Tätigkeit aufnehmen zu können,

b) erreichbar zu halten haben (Rufbereit-
schaft),

gebühren hiefür Bereitschaftsentschädigungen
nach Maßgabe der Bestimmungen des § 3.

§ 2. (1) Die Journaldienstzulage für Zeiten
eines der nachstehend angeführten Journaldienste
an Werktagen, die nicht durch Freizeit ausge-
glichen werden, beträgt pro Stunde:
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des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung. Von
diesen Hundertsätzen gelten 37'5 v. H. als Über-
stundenzuschlag.

(2) Die Journaldienstzulage für Zeiten eines der
nachstehend angeführten Journaldienste an Sonn-
und Feiertagen beträgt pro Stunde:

des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung. Von
diesen Hundertsätzen gelten 50 v. H. als Über-
stundenzuschlag.

§ 3. Die Bereitschaftsentschädigung beträgt

a) für die im § 1 Abs. 2 lit. a angeführten
Personen 40 v. H. der Vergütung für eine
der Dauer der Bereitschaft (§ 17 b Abs. 1
des Gehaltsgesetzes 1956) entsprechende
Oberstundenleistung (§§ 16 und 17 des
Gehaltsgesetzes 1956),

b) für die im § 1 Abs. 2 lit. b angeführten
Personen
an Werktagen 0'5 v. T.
an Sonn- und Feiertagen 0'7 v. T.
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des Gehaltes (zuzüglich einer allfälligen
Teuerungszulage) der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V der Beamten der Allgemei-
nen Verwaltung für jede Stunde einer Ruf-
bereitschaft (§ 17 b Abs. 3 des Gehalts-
gesetzes 1956).

§ 4. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner
1975 in Kraft.

(2) Die Verordnungen des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 9. November 1973,
BGBl. Nr. 559, und vom 13. Dezember 1974,
BGBl. Nr. 25/1975, treten mit Ablauf des
31. Dezember 1974 außer Kraft.

Lütgendorf

177. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 18. März
1975 betreffend Mineralölmengen, für die
eine Bundesmineralölsteuervergütung ge-

leistet wird

Auf Grund des § 8 Abs. 2 und des § 12 Abs. 2
des Bundesmineralölsteuergesetzes, BGBl. Nr. 67/
1966, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 3/1975 wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

Die Bundesmineralölsteuervergütung nach § 7
des Bundesmineralölsteuergesetzes in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 3/1975 wird für
folgende Mineralölmengen geleistet:

1. Bei Verwendung eines Traktors mit mehr
als 6 PS oder eines Motorkarrens oder einer
anderen selbstfahrenden Maschine, ausgenom-
men Motorhacken, Motormäher und Heu-
erntemaschinen, zur Bearbeitung von

2. Wird keine der unter Z. 1 aufgezählten,
aber eine der nachstehend angeführten
Maschinen verwendet, je Maschinenart und
damit zu bearbeitende, landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche, ausgenommen Almflächen,
Hutweiden, Bergmähder und unproduktive
Flächen,
bei Verwendung von

Weihs
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